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namentlich von Vieh und Käse, verlangt. Es gelang aber, Belgien zum Verzicht 
auf diese Bedingungen zu bewegen, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass 
dafür ein besonderer Kredit von 3 Millionen Franken seitens der Finanzgesell­
schaft gewährt werde (Art. 3, lit. c, des Vertragsentwurfes). Die Bedingungen 
dieses Kredites sind die gleichen wie die bereits erwähnten des eigentlichen Koh­
lenkredites.

Die Kohlenversorgung der Schweiz gibt für den kommenden Winter zu so 
schweren Bedenken Anlass, dass nichts versäumt werden darf, um Kohle ins 
Land zu bringen, namentlich wenn es sich, wie im vorliegenden Falle, um Haus­
brandkohle handelt, die billiger ist als diejenige jeder ändern Provenienz. Trotz­
dem die Gewährung eines Valutakredites ans Ausland bei der gespannten 
Finanzlage der Schweiz nur im äussersten Falle gerechtfertigt ist, kann diese 
Massnahme im vorliegenden Falle durchaus verantwortet werden. Die Finanzge­
sellschaft in Luzern, die bekanntlich zur Durchführung solcher Kreditgeschäfte 
mit dem Ausland gegründet worden ist, hat sich bereit erklärt, diese Finanztrans­
aktion gemäss einem Spezialabkommen zwischen ihr und dem belgischen Bank­
konsortium durchzuführen. Sie ist hiezu ohne besondere Mittel in der Lage, 
indem einerseits Gelder, die für Italien vorgesehen waren, von diesem Lande 
nicht beansprucht worden sind und anderseits Frankreich kürzlich bedeutende 
Rückzahlungen an die Finanzgesellschaft geleistet hat. Zudem liegt diese Kredit­
gewährung auch im Interesse von Handel und Industrie, indem sich in Art. 8 des 
Vertragsentwurfes die belgische Regierung verpflichtet, aus dem Kredit die nöti­
gen Devisen für Bezüge von Schweizerwaren zur Verfügung zu stellen.

Antragsgemäss wird beschlossen:
Der Entwurf eines «Accord économique et financier entre la Belgique et la 

Suisse», wie er von Delegierten der beiden Regierungen in Brüssel aufgesetzt 
worden ist, wird ratifiziert und das Volkswirtschaftsdepartement ermächtigt, der 
belgischen Regierung diese Ratifikation zur Kenntnis zu bringen.3

3. Pour le texte de cet accord, cf. E 2001 (B) 14/5. On en trouve un résumé in: FF, 1919, vol. V, 
p. 519.
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Le Chef de la Section juridique de la Division des Affaires 
étrangères du Département politique, O. Pinösch, 

au Chef du Département de l'Économie publique, E. Schulthess

L  151/b. Ersatz für Kriegsschäden Bern, 12. September 1919

Unsere Gesandtschaft in Paris bemüht sich seit längerem darum, dass auf 
Grund des französisch-schweizerischen Niederlassungsvertrages unsere Lands­
leute, welche durch die kriegerischen Ereignisse in Frankreich Kriegsschäden 
erlitten haben, hinsichtlich Ausrichtung von Entschädigungen den französischen
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Staatsangehörigen gleichgestellt werden und an den von der französischen 
Gesetzgebung vorgesehenen Ersatzleistungen teilnehmen können.1

Leider ist unser Verlangen von der französischen Regierung bisher ungünstig 
aufgenommen worden. Auch der Hinweis auf die sehr beträchtlichen finanziel­
len Leistungen, welche die Schweiz im Interesse Angehöriger von kriegführen­
den Staaten auf sich genommen hat, — nach den uns vom Ernährungsamt, den 
Bundesbahnen und der Oberpostdirektion gemachten Angaben belaufen sich 
die zugunsten von Ausländern von Bund, Kantonen und Gemeinden übernom­
menen Leistungen für Abgabe von verbilligten Lebensmitteln auf etwa 9V4 
Mill. Fr., an Auslagen für den Reisendenverkehr, Gepäcktransport, Warensen­
dungen, Postsendungen für Kriegsgefangene auf über 75 Mill. Fr. — konnte die 
Haltung der französischen Regierung nicht beeinflussen. Im Gegensatz zu unse­
rer Auffassung besteht die französische Regierung darauf, dass ein Anspruch auf 
Entschädigungen nur ihren eigenen Staatsangehörigen zustehe und dass gemäss 
Art. 3 der französischen «Loi sur la réparation des dommages causés par les faits 
de la guerre» vom 17. April 1919 auch mit der Schweiz ein besonderer Vertrag 
abgeschlossen werden müsse, worin die Bedingungen festzustellen wären, unter 
denen Schweizer zu den Kriegsentschädigungen zugelassen würden. Insbeson­
dere das französische Finanzministerium ist in dieser Hinsicht ausserordentlich 
hartnäckig und will nur dann auf eine Diskussion über die unsern Landsleuten zu 
gewährenden Kriegsentschädigungen eintreten, wenn die Schweiz eine Gegen­
leistung anbietet.

Auf die Anfrage des Herrn Minister Dunant, worin eine derartige Gegenlei­
stung bestehen könnte, sind ihm von Herrn Herbette, directeur des affaires admi­
nistratives, im Laufe der Konversation folgende Anspielungen gemacht worden:

1. Zulassung französischer Werte zur Kotierung an Schweiz. Börsen,
2. Gewährung einer Anleihe,
3. Gewährung eines Vorzugspreises bei den diesen Herbst von Frankreich 

beabsichtigten Vieheinkäufen.
Obwohl wir nach wie vor der Ansicht sind, dass aus Rechts- und Billigkeits­

gründen unsern in Betracht kommenden Landsleuten, welche durch die Kriegs­
ereignisse in derselben Weise gelitten haben wie französische Staatsangehörige, 
und welche in jeder Hinsicht als wirtschaftlich solidarisch mit den Franzosen zu 
erachten sind, ein Anspruch auf Kriegsentschädigungen eingeräumt werden 
sollte, ohne eine Gegenleistung von der Schweiz zu verlangen, muss angesichts 
der ablehnenden Haltung der französischen Regierung doch die Frage unter­
sucht werden, ob und welche allfällige Gegenleistungen die Schweiz Frankreich 
im Notfälle anbieten könnte.

Wir beehren uns daher, Sie zu bitten, diese Frage prüfen und uns Ihre Meinung 
bekanntgeben zu wollen.2 Eine gleiche Anfrage richten wir an das Finanzdepar­
tement.

1. C f E 2 2 0 0  Paris 1/1548.
2. Par lettre du 19 septembre, le Conseiller fédéral Schulthess a répondu: [...] Was die Punkte 1 
und 2 anbelangt, so möchten wir, ohne der Stellungnahme des Finanzdepartements resp. der 
Nationalbank irgendwie vorgreifen zu wollen, doch jetzt schon unsere grossen Bedenken äus- 
sern, dass diesen französischen Wünschen nachgekommen werden könnte. Namentlich die
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Was die Festsetzung der Preise bei dem vorgesehenen Viehverkauf an Frank­
reich betrifft,3 so muss jedenfalls bei den diesbezüglichen Verhandlungen die 
Zulassung unserer Landsleute zu den französischen Kriegsentschädigungen 
berücksichtigt werden.

Gewährung einer Anleihe könnte wohl schwerlich in Frage kommen, da unser Finanzmarkt 
bekanntlich sehr belastet ist und überdies unausweichlich Konsequenzen mit Bezug auf andere 
Länder zu gewärtigen wären / . . . / (EVD KW Zentrale 1914—1918/29—30).
3. A ce sujet, le Directeur de l ’Office fédéral de l ’Alimentation, J. K'àppeli, a pris position dans 
une lettre à Schulthess du 16 septembre:
l - l

Der Viehlieferungsvertrag betreffend den Export von ca. 5000 Stück Zucht- und Nutzvieh 
nach Frankreich wurde im Mai dieses Jahres zwischen der Kommission schweizerischer Vieh­
zuchtverbände einerseits und den französischen Delegierten andererseits unter Mitwirkung des 
Volkswirtschaftsdepartements, Herrn Heers, abgeschlossen. Die bei der Abwicklung dieses 
Geschäftes und seither gemachten Erfahrungen sind Ihnen hinlänglich bekannt. Das Vieh 
wurde zu den damals im Inlande geltenden Preisen aufgekauft und ohne jeden Gewinn seitens 
der Kommission schweizerischer Viehzuchtverbände den französischen Delegierten abgege­
ben, bezw. der erzielte Gewinn ist Frankreich bis auf den letzten Rappen zur Verfügung gestellt 
worden. Die Lieferungsbedingungen des Viehes sind in dem seinerzeit getroffenen Wirtschaft­
sabkommen vereinbart worden. Eine Abgabe des Viehes unter den Selbstkosten bezw. unter 
den Inlandspreisen würde Verluste bedingen, die unter gegebenen Verhältnissen nur der Bund 
tragen könnte. Die Eidgenossenschaft wird jedoch die Übernahme solcher Verluste ablehnen 
müssen. /...y(EVD KW Zentrale 1914—1918/29—30).
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 15 septembre 1919

Schaffung neuer Gesandtschaften in Europa
Geheim Bericht des politischen Departementes

vom 29. Juli 19191 Mitbericht des Volkswirt - 
schaftsdepartementes vom 1. September 19192

Der Vorsteher des politischen Departements begründet den Antrag1 auf 
Schaffung von Gesandtschaften in Stockholm für Dänemark, Schweden, Norwe­
gen und Finnland, in Warschau für Polen, in Prag für die tschechoslowakische 
Republik, in Belgrad für Jugoslawien und in Athen für Griechenland.

Diese Frage lasse sich nicht rein vom Standpunkt der wirtschaftlichen Interes­
sen aus beurteilen. Aber selbst von diesem aus dürfe nicht verkannt werden, dass

1. Cf. n° 29.
2. Ce document manque aussi bien dans la collection des propositions du Conseil fédéral que
dans le dossier du Département de l ’Economie publique sur la question de la représentation à 
l ’étranger (EVD KW Zentrale 1914—1918/85—86); il semble que ce soit le rapport de H. Heer 
du 15 août (cf. n° 43) qui a été remis au Conseil fédéral.
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